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1. Änderung Flächennutzungsplan der Gemeinde Raben Steinfeld, Amt Crivitz 
Frühzeitige Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB  
hier: Stellungnahme aus Sicht des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
 
Im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB haben folgende 
Unterlagen zur Prüfung vorgelegen: 

- Vorentwurf Begründung, Planungsbüro Hufmann, Stand 04.03.2024 
- Vorentwurf Planzeichnung, Planungsbüro Hufmann, Stand 04.03.2024 

 
Eine abschließende Stellungnahme kann erst erfolgen, wenn die Planungsunterlagen 
vollständig vorliegen.  
Damit der Genehmigungsfähigkeit der 1. Änderung Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Raben Steinfeld aus naturschutzrechtlicher Sicht keine Bedenken entgegenstehen, sind die 
nachfolgend genannten Punkte in der weiteren Planung zu berücksichtigen: 

 
Schutzgebiete: 
(Maria Sevecke, Tel: 03871 722-6888, E-Mail: maria.sevecke@kreis-lup.de) 
 

 
 
Die Errichtung einer Photovoltaikanlage und von Wohnbebauung im Schutzgebiet ist nicht 
Genehmigungsfähig.  
 
Um eine Genehmigungsfähigkeit zu erlangen, müssen die betreffenden Flächen aus dem 
Landschaftsschutzgebiet herausgelöst werden. 
 
Hierzu ist ein gesonderter Antrag auf Herauslösung aus dem Landschaftsschutzgebiet zu 
stellen. 
 
Begründung: 
Gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 13 und 20 der Landschaftsschutzgebietsverordnung (LSG-VO) ist es 
insbesondere verboten bauliche Anlagen, einschließlich Verkehrsanlagen zu errichten oder 
zu ändern, auch wenn sie keiner Genehmigung oder Anzeige nach der Landesbauordnung 
Mecklenburg-Vorpommern bedürfen. 

Gemeinde Raben Steinfeld 
über Amt Crivitz 
Amtsstraße 5 
 
19089 Crivitz 
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Der Landrat des Landkreises Ludwigslust-Parchim 
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Ansprechpartner Frau Steinke 
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Der Landrat des Landkreises Parchim kann gemäß § 6 Abs. 1 LSG- VO auf Antrag 
Ausnahmen von den Verboten nach § 3 zulassen, wenn nachteilige Wirkungen, 
insbesondere eine Beeinträchtigung des Schutzzweckes, nicht zu erwarten oder durch 
Auflagen, Bedingungen oder Befristungen zu vermeiden sind. 
 
Zudem kann auf Antrag von den Verboten Befreiungen gewähren, wenn die Durchführung 
der Vorschrift im Einzelfall zu einer nicht beabsichtigten Härte führen würde und die 
Abweichung mit den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu vereinbaren 
ist oder mit Nebenbestimmungen ausgeglichen werden kann. 
 
Diese Regelungen greifen bei kleineren baulichen Anlagen. Sobald ein Bauplanerisches 
Verfahren zur Umsetzung der Maßnahme nötig ist, sind auch die Vorschriften des Baurechts 
betroffen. 
 
PV-FFA sind großflächige Eingriffe in Landschaftsschutzgebiete, die dieses für einen 
Teilbereich funktionslos machen würde. 
 
Landschaftsschutzgebietsverordnungen sind in der Bauleitplanung als höherrangiges Recht 
zu beachten ((§§ 6 Abs. 2, 10 Abs. 2 BauGB).  
 
Aus diesem Grund ist die Zulassung eines Solarparks im Landschaftsschutzgebiet 
grundsätzlich nicht auf dem Wege einer Ausnahmegenehmigung oder Befreiung möglich. 
 
Die Landschaftsschutzgebietsverordnung müsste für diesen Teilbereich im Rahmen eines 
Ausgliederungsverfahrens/ Herauslöseverfahrens aufgehoben werden. Dies ist nur in 
seltenen Einzelfällen möglich. Die Neuregelung des § 2 EEG kommt einer widerlegbaren 
Regelvermutung gleich. In dem Sinne, dass die erneuerbaren Energien grundsätzlich in der 
Abwägung überwiegen sollen, hiergegen aber auch Gründe angeführt werden können, die 
zu einem Unterliegen der erneuerbaren Energien in der Abwägung führen können. § 2 S. 1 
EEG führt nicht zu einem automatischen Vorrang des EE-Vorhabens gegenüber anderen 
Belangen. Nach wie vor ist eine umfassende Abwägungsentscheidung im Einzelfall 
erforderlich, denn das überragende Interesse an der Errichtung und dem Betrieb von 
Anlagen kann auch auf gleichrangige Interessen stoßen. Gerade bei Freiflächen-PV-Anlagen 
gibt es regelmäßig räumliche Alternativen, was in der Abwägung von großer Bedeutung ist. 
Vorrang vor der Nutzung von Flächen des Landschaftsschutzgebietes haben 
dementsprechend zunächst Flächen außerhalb des Schutzgebietes 
 
Im Antrag auf Herauslösung ist durch den Antragsteller die zwingende Notwendigkeit für den 
Standort darzustellen und umfangreich zu begründen. Es ist darzustellen, welche 
alternativen Standorte geprüft wurden. Sollte eine solche Prüfung noch nicht erfolgt sein, ist 
dies zu veranlassen. 
 
Voraussetzung für die Herauslösung ist zudem, dass das Landschaftsschutzgebiet an 
anderer Stelle erweitert wird bzw. zumindest eine Aufwertung des verbleibenden 
Schutzgebietes durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege erfolgt. 
Dies ist durch den Antragsteller zu prüfen und darzustellen. 
 
Sollte es nach Prüfung der Antragsunterlagen zur Einleitung eines Herauslösungsverfahrens 
kommen ist zu beachten, dass die untere Naturschutzbehörde die Öffentlichkeit und 
anerkannte Naturschutzverbände (§ 30 NatSchAG M-V) beteiligen muss. 
 
Erst wenn alle vorgebrachten Einwendungen abgewogen wurden, kann eine Herauslösung 
veranlasst werden. 
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Spezieller Artenschutz nach § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz  
(Heide Beese, Tel.03871-722-6838, E-Mail: heide.beese@kreis-lup.de) 
 
Die nachfolgenden Belange sind im weiteren Planverfahren zu berücksichtigen. 
 
Die eingereichten Unterlagen enthalten keine Darlegungen zur möglichen Betroffenheit von 
geschützten Arten gemäß Anhang IV FFH-Richtlinie oder europäischer Vogelarten. 
 
Die Auswirkungen auf die gesetzlich geschützten Arten, die Einhaltung 
artenschutzrechtlicher Belange sind entsprechend der Abschichtung (Ebene der 
unverbindlichen Bauleitplanung) gegenüber der unteren Naturschutzbehörde darzulegen.  
 
Siehe u.a. auch 
 https://www.lung.mv-
regierung.de/static/LUNG/dateien/fachinformationen/natur/artenschutz/artenschutz_merkblatt
_bauleitplanung.pdf , Abschnitt 4.2 
 
-BMUV: Artenschutz in Landwirtschaft, Bauleitplanung und im Genehmigungsverfahren 
Bauleitplanung und Artenschutz 
 
Die artenschutzrechtliche Prüfung muss zumindest eine Prüftiefe erreichen, dass 
ausgeschlossen werden kann, dass die Darstellungen des Flächennutzungsplanes 
artenschutzrechtlichen Verbotsnormen des § 44 Abs. 1 BNatSchG entgegenstehen. Insofern 
parallel das Bebauungsplanverfahren durchgeführt werden soll, wäre die 
zusammenfassende Übernahme der Ergebnisse der artenschutzrechtlichen Betrachtungen 
aus dem B-Planverfahren in die Änderung des Flächennutzungsplanes geeignet, diese 
Belange hinreichend zu berücksichtigen. 
 
Aktuelle faunistische Daten liegen für den Bereich derzeit nicht vor. Innerhalb der 
Änderungsbereiche sind Vorkommen von Heldbock, Eremit bekannt. Nördlich und südlich 
der Änderungsbereiche sind Zauneidechsennachweise bekannt. 
 
Im Umweltbericht (Biotoptypen) ist dargelegt, dass eine detaillierte Aufnahme der 
Biotoptypen auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung erfolgt. Gleichzeitig ist vermerkt, 
dass die vorgefundenen Biotoptypen Aussagen auf das Vorkommen von streng geschützten 
Arten zu lassen.  
Seltenheit, Vielfalt und Naturnähe werden aufgrund der anthropogenen Überformung der 
Änderungsbereiche jedoch als niedrig eingestuft. 
Im Abschnitt Tiere ist wiederum dargelegt, dass aufgrund der Ausprägung der 
Änderungsbereiche mit weniger sensiblen Arten zu rechnen sei.  
 
Getroffene Einschätzungen sind plausibel und nachvollziehbar zu begründen. 
Grobe Aussagen zur Nutzung/ Nutzungsintensität der Flächen und Betroffenheiten möglicher 
Artengruppen sind auch auf der Ebene des FNP notwendig. Eine Prüfbarkeit ist ansonsten 
nicht gegeben. 
 
Bezüglich der Biologischen Vielfalt ist im Umweltbericht u.a. dargelegt, dass durch den Erhalt 
von wertvollen Biotopbereichen und Maßnahmen für betroffene Tierarten signifikante 
Minderungen der biologischen Vielfalt vermieden werden können und diese im Rahmen der 
nachfolgenden, verbindlichen Bauleitplanung abzuprüfen und abzustimmen seien.
Diese Maßnahmen sind zumindest so hinreichend zu benennen, dass eine Beurteilung der 
Eignung durch die UNB möglich ist. 
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Hinweise für die Abarbeitung der artenschutzrechtlichen Belange bzgl. PV- Anlagen 
auf der Ebene des FNP  
 
Ausgangspunkt zu artenschutzrechtlichen Betrachtungen ist die Auseinandersetzung mit den 
Wirkfaktoren des Vorhabens und der daraus resultierenden Bestimmung des 
Untersuchungsraumes. Die Größe der Untersuchungsräume, die für die betroffenen 
Artengruppen i.d.R. individuell festzulegen sind, sowie die erforderliche Intensität der 
Betrachtungen zu den jeweiligen Artengruppen ergeben sich weiterhin aus den vorhandenen 
Biotopstrukturen. Dabei sind auch die Effekt- und Fluchtdistanzen störempfindlicher Arten 
und Greifvögel heranzuziehen. Die Aktivitätsbereiche der geschützten Arten, insbesondere 
bei Großvogelarten, sind zu berücksichtigen. Zu beachten sind dabei auch die 
Horstschutzzonen nach § 23 Abs. 4 Naturschutzausführungsgesetz M-V.  
Die Untersuchungsräume sind darzustellen und deren Festlegung ist fachlich plausibel zu 
begründen. 
 
Typische Artengruppen, die im Rahmen der Planung von Photovoltaikanlagen zu betrachten 
sind: Vögel, Amphibien, Reptilien, Fledermäuse und Säugetiere. In Abhängigkeit der 
vorhandenen/ betroffenen Biotopstrukturen sind die Untersuchungen auf die Artengruppe 
Insekten zu erweitern.  
 
Erfassungen und Kartierungen sind gemäß den üblichen Methodenstandards wie bspw. 
Südbeck et al., sowie gängigen Leitfäden für die Amphiben- Reptilienerfassung (z.B. 
Schlupmann, Kupfer) vorzunehmen. Mindestanforderungen zur Anzahl der Kartiergänge und 
an die Erfassungen sind den Hinweisen zur Eingriffsregelung HzE 2018 befindlichen 
Mindestanforderungen an Erfassungen zu entnehmen (Siehe auch:  
https://www.lung.mv-
regierung.de/static/LUNG/Dateien/fachinformationen/natur/eingriffsregelung/hze_2018.pdf  
Anlage 2 bzw. Tab. 2a )  
Reduzierungen des hier genannten Kartierumfanges wären plausibel zu begründen.  
 
Der Untersuchungsumfang bezüglich der zu betrachtenden Artengruppen ist gesetzlich 
durch §44 Absatz 1 und 5 BNatSchG vorgegeben. Dabei sind die aktuellen, vorhandenen, 
örtlichen Biotopstrukturen, unabhängig von vorhandenen Bauleitplanungen oder 
anderweitigen Genehmigungen zu berücksichtigen. Werden bestimmte Arten/ Artengruppen 
entgegen den Erwartungen verstärkt festgestellt, sind die Untersuchungsumfänge bei Bedarf 
entsprechend anzupassen.  
 
Faunistische/ floristische Erfassungen sind unter Angabe der einzelnen Kartiertage, der 
Witterungsbedingungen, Zeitraum der Erfassung, Darstellung der Punktdaten 
nachvollziehbar als Anlage den Planungsunterlagen beizufügen.  
 
Es ist eindeutig darzulegen, ob die Einschätzungen zu den jeweiligen Artengruppen auf der 
Grundlage einer hinreichenden faunistischen Kartierung o d e r einer Potentialanalyse 
erfolgen. Einzelne Begehungen sind nicht geeignet, das Vorkommen von Arten in 
geeigneten Habitatstrukturen auszuschließen (ausgenommen Horsterfassungen).  
 
Wird eine Potentialabschätzung vorgenommen, so ist diese konsequent als Worst-Case-
Betrachtung durchzuführen. Dabei sind anhand der Biotopausstattung alle dort potentiell 
möglichen relevanten Arten zu berücksichtigen. Dies kann dazu führen, dass auf der Basis 
einer Potentialabschätzung festzulegende Vermeidungs- und/ oder CEF- Maßnahmen, 
entbehrlich wären, wenn eine hinreichende Erfassung vorgenommen worden wäre. Dieses 
Risiko trägt der Vorhabenträger. 
 
Die artenschutzrechtliche Prüfung ist in Anlehnung an den Artenschutzleitfadens M-V 
vorzunehmen. https://www.lung.mv-
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regierung.de/static/LUNG/dateien/fachinformationen/natur/artenschutz/artenschutz_leitfaden
_planfeststellung_genehmigung.pdf  
 
CEF- Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen sind zumindest soweit zu benennen, dass 
nachvollziehbar ist, ob damit artenschutzrechtliche Belange eingehalten werden können. 
Auch eine grobe Verortung von Maßnahmen ist bereits darzulegen.  
 
Nähere Hinweise zum Artenschutz, insbesondere auch zu PV- Anlagen, sind den 
publizierten Arbeitshilfen des Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und Geologie zu den 
artenschutzrechtlichen Zugriffsverboten  https://www.lung.mv-
regierung.de/static/LUNG/dateien/fachinformationen/natur/artenschutz/artenschutz_merkblatt
_bauleitplanung.pdf zu entnehmen. 
 
Datenabfragen zum Vorkommen besonders bzw. streng geschützter Arten oder Anfragen zur 
Bereitstellung digitaler Daten sind beim Landesamt für Natur Umwelt und Geologie (LUNG 
M-V) zu stellen. 
 
Digitale Daten, wie z.B. naturschutzrechtliche Schutzgebiete und Hinweise auf 
Artvorkommen (Rasterdarstellung) können über https://www.umweltkarten.mv-
regierung.de/atlas/script/index.php eingesehen werden. 
Diese Datenlage ist jedoch nicht als vollständig anzusehen. 
 
 
Es sei bereits an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass Flächen zwischen Verkehrsanlagen 
und Photovoltaikanlagen bzw. im Wirkbereich stark frequentierter Verkehrsanlagen aus 
artenschutzfachlicher Sicht nicht als Ausgleichsmaßnahmen geeignet sind und somit nicht 
anerkannt werden können. Aufgrund vorhandener Lärmemissionen, daraus entstehender 
Effekt- und Fluchtdistanzen von Vogelarten haben straßennah angelegte Flächen nur ein 
sehr geringes Aufwertungspotenzial und sind somit auch nicht geeignet durch PVA 
verursachte Revierverluste von Vogelarten der Feldflur auszugleichen. Weiterhin würde sich 
das Tötungsrisiko für einige Arten bei einer Aufwertung und nachfolgender Besiedlung dieser 
Flächen erhöhen. Garniel belegt die verminderte avifaunistische Bedeutung von Flächen im 
Abstand von 100 m zu Autobahnen (siehe Arbeitshilfe Vögel und Straßenverkehr, Ergebnis 
des Forschungs-  eines 
Handlungsleitfadens für Vermeidung und Kompensation verkehrsbedingter Wirkungen auf 

Kfz/ 24h die Habitateignung für zahlreiche Brutvögel in einem Bereich von 100 m Abstand 
zum Fahrbahnrand um 80% ab. Bei bestimmten Arten, wie z.B. Feldlerche ist darüber hinaus 
noch ein Meideverhalten festzustellen. Die Wahrscheinlichkeit der Ansiedlung z.B. von 
Bodenbrütern ist zwar verringert, generell würde sich das Kollisionsrisiko für die sich 
ansiedelnden Tiere gegenüber einer intensiven ackerbaulichen Nutzung jedoch erhöhen. 
Weiterhin ist nicht auszuschließen, dass die Fläche verstärkt von Greifvögeln als 
Nahrungshabitat aufgesucht wird, da der Anteil an Kleinsäugern gegenüber der bisherigen 
Ackernutzung zunehmen könnte. Daher wäre ggf. auch für Greifvögel eine Erhöhung des 
Tötungsrisikos zu prognostizieren. 
Garniel (Arbeitshilfe Vögel und Straßenverkehr) führt u.a. hierzu aus, dass Vogelhabitate im 
nahen Umfeld der Straße zu einer überdurchschnittlichen Wechselhäufigkeit der Vögel über 
die Straße führen können und das Vogelschlagrisiko über das durchschnittliche Maß 
verschärft werden kann. 
Hinsichtlich der Eignung für Ausgleichsmaßnahmen ist u. a. ausgeführt: 

s FuE-
ersten 100 m vom Fahrbahnrand Vögeln aller Arten eindeutig suboptimale 
Lebensbedingungen bieten. Dieses gilt auch für Singvogelarten, die zwar dort in stellenweise 
hoher Dichte vorkommen, jedoch nach aktuellen Wissenstand einen herabgesetzten 
Bruterfolg haben. Bei Verkehrsmengen über 10.000 Kfz/24h ist der Streifen von 0 bis 100 m 
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vom Fahrbahnrand für die Entwicklung von hochwertigen Ausgleichslebensräumen für Vögel 
grundsätzlich nicht 
sind Ausgleichsmaßnahmen im Wirkraum des Vorhabens in der Regel nicht sinnvoll, es sei 
denn, dass Kollisionen mit Fahrzeugen durch spezielle Maßnahmen mit sehr hoher 
Wahrscheinlichkeit ausge
und Straßenverkehr). Auf weitere Ausführungen S. 74 ff sei an dieser Stelle lediglich 
verwiesen. 
 
Unter Berücksichtigung der bisherigen PV-Planungen schätzt die UNB derzeit ein, dass ein 
Ersatz von Brutrevieren, zwischen den Modulreihen i.d.R. nur bedingt möglich ist. Dies 
resultiert daraus, dass:  
i.d.R. hohe Grundflächenzahlen festgelegt werden (meist mind. 0,7) so dass entsprechende 
Reihenabstände nicht möglich sind 
Reihenabstände i.d.R. nicht festgesetzt werden (können), wodurch die erforderlichen 
Mindestabstände zwischen den Modulen nicht gewährleistet werden können  
die Flächen zwischen den Modulen jederzeit befahrbar sein müssen für Wartungszwecke, 
was zu Störungen oder Tötung von Tieren und deren Entwicklungsformen und folglich einer 
Verringerung/ Verhinderung des Bruterfolges führen kann 
Insgesamt kann somit keine hohe Wahrscheinlichkeit der Wirksamkeit solcher Maßnahmen 
zwischen den Modulreihen festgestellt werden. 
 
Ein Ausweichen eventuell betroffener Arten auf andere Biotope kann nicht angenommen 
werden, da ohne faunistische Nachweise davon auszugehen ist, dass diese potentiellen 
Reviere bereits besetzt sind. Der Verbotstatbestand der Zerstörung von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten tritt nicht ein, solange deren ökologische Funktion im räumlichen 
Zusammenhang weiterhin- heißt ununterbrochen- erfüllt wird (§44 Abs. 5 BNatSchG).  
Diese Einschränkung in der Gesetzgebung führt in der Planungspraxis häufig dazu, dass 
ohne vertiefte Prüfung das Vorhandensein von Ausweichmöglichkeiten für viele Arten 
pauschal angenommen wurde. Insbesondere bei stenotopen, gefährdeten Arten ist ein 

Planungssicherheit ist gerade bei solchen Arten ansonsten davon auszugehen, dass alle 
vorhandenen Habitate bereits besiedelt sind. Folgerichtig könnte der durchgehende Erhalt 
der ökologischen Funktion für diese Arten nur durch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen 
(CEF-Maßnahmen  continuous ecological functionality-measures) sichergestellt werden 
(Quelle: NUL 08/2012).  
 
Folglich sind regelmäßig CEF- Maßnahmen notwendig. Dies trifft regelmäßig auf 
wertgebende Bodenbrüter, insbesondere Feldlerchen (Brutrevierverluste) zu. Bei der 
Flächenwahl und Flächengröße für die CEF-Maßnahmen sind die Habitatanforderungen/ 
Meideverhalten der jeweiligen Arten zu beachten.  
 
 
Eingriffsregelung: 
(Julia Steinke, Tel: 03871 722-6807, E-Mail: julia.steinke@kreis-lup.de) 
 
Für die Ausweisung einer Sonderbaufläche Photovoltaik  werden nachfolgende Hinweise 
gegeben: 
 
Zu allen geschützten Biotopen, Landschaftsbestandteilen sowie allen Gehölzstrukturen und 
Einzelbäumen ist ein Abstand von 30 m einzuhalten. Damit soll zum einen die mittelbare 
Beeinträchtigung für diese Lebensräume so gering wie möglich gehalten werden. Zum 
anderen soll damit potenziellen Fällanträgen infolge von Beschattung oder Beschädigungen 
an der PVA durch die benachbarten (noch wachsenden) Gehölze entgegengewirkt werden. 
Ausnahmen davon sind zu begründen und mit der unteren Naturschutzbehörde 
abzustimmen. Zukünftige Fällgenehmigungen für Bäume, die nicht mit einem ausreichenden 
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Abstand in der Planung berücksichtigt wurden, werden von der unteren Naturschutzbehörde 
abgelehnt. 
Bei der Planung von Anpflanzungen sind ebenfalls entsprechende Abstände zu den 
Photovoltaikmodulen zu berücksichtigen. 
 
 














